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1. PROBLEMSTELLUNG

Laut einer Schätzung des Bundes sind in der Schweiz rund 50000 
belastete Standorte und ca. 3000 sanierungsbedürftige Altlasten 
zu finden. Nach derselben Schätzung dürfte die Sanierung dieser 
Standorte etwa 5 Milliarden Franken kosten. Die Methoden zur 
Erstellung des Katasters und die Verteilung der Verantwortlichkeiten 
für die Untersuchungen sind in der Bundesverordnung über die 
Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung, AltlV) 
festgelegt.

Der Kanton Freiburg erstellt gegenwärtig seinen Kataster 
der belasteten Standorte. In einer ersten Phase wurden 
alle verfügbaren Angaben über Ablagerungs-, Betriebs- und 
Unfallstandorte, Industriegelände oder Aufschüttungen innerhalb 
der Kantonsverwaltung erfasst. Mit den Gemeinden wurde Kontakt 
aufgenommen, um die Liste der möglicherweise problematischen 
Standorte zu vervollständigen.

Der vom Kanton erstellte Kataster wird insbesondere alle belasteten 
Standorte verzeichnen, für die Untersuchungen durchzuführen 
sind, um die Gefahrenstufe und das Risikopotenzial, das sie 
darstellen, genau zu ermitteln.

Die erste Untersuchungsreihe wird eine historische und technische 
Analyse umfassen, um zu bestimmen, ob ein Standort lediglich 
zu überwachen ist, oder ob er saniert werden muss. Im letzte-
ren Fall wird der Ausdruck «Altlast» verwendet; aufgrund einer 
Detailuntersuchung können die notwendigen Sanierungsmassnahmen 
festgelegt werden, bevor die Sanierungsarbeiten tatsächlich 
beginnen.

Mitwirkende Stellen

AfU, RUBD und BRPA

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan

Verwalungspraxis

Neue Ziele der kantonalen 
Politik 

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Kantonale Studie in Bearbeitung

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Neue Aufgabenverteilung

Sanierungsprozess für belastete Standorte

Das kantonale Gesetz über die Abfallbewirtschaftung sieht vor, 
dass der Kanton einen Fonds zur Finanzierung der Sanierungs-
massnahmen für Altlasten einrichtet. Diese Bestimmung ist älter 
als die Bundesverordnung über die Sanierung von belasteten 
Standorten (AltlV), welche die verschiedenen Sanierungsphasen 
festlegt. Deshalb erscheint es heute ratsam, die Erweiterung des 
Fonds auf die Untersuchungen der Phase 2 und 3 der obigen 
Tabelle vorzusehen. Diese Massnahme könnte zum einen die 
Eigentümer und die betroffenen Stellen ermutigen, solche Unter-
suchungen durchzuführen, und zum anderen Verzögerungen in 
den Sanierungsphasen verhindern.

Im Text des kantonalen Richtplans wird vorgeschlagen, die vorhan-
denen Angaben über belastete Standorte bereits zu berücksichtigen, 

1. Phase

(Kataster der
belasteten 
Standorte)

4. Phase

3. Phase

2. Phase

ART DER ARBEITEN

Verzeichnis

Historische und technische 
Untersuchung

Detailuntersuchung

Sanierungsprojekt und Sanierung

STANDORTTYP

Archivirte 
Standorte

Sanierungs- oder über-
wachungsbedürftige 

Standorte

Überwachungs-
bedürftige Standorte

Sanierungsbedürftige
Standorte = Altlasten

FÜR AUSFÜHRUNG
VERANTWORTLICHE

Kanton

Verursacher,

verhaltens- oder

situationsbedingt

(subsidiär der

Kanton, wenn

esterer unbekannt

oder zahlungs-

unfähig ist)

FINANZIERUNG

Verursacher 1)

(falls dieser unbekannt
oder zahlungsunfähig ist:

der Kanton)

Verursacher (falls dieser
 unbekannt oder 

zahlungsunfähig ist: 
kantonaler Fonds)

Kanton (Budget)

1)  Um Verzögerungen in diesen Phasen oder das Risiko einer Einstellung der Arbeiten zu vermeiden, ist es ratsam, die Zweckbestimmung des
 Fonds zu erweitern, damit dieser auch für Vorschüsse verwendet werden kann.
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bevor der entsprechende Kataster zur Verfügung steht. Diese 
Informationen sind so rasch wie möglich an die Gemeinden, 
Eigentümer oder potenziellen Käufer von Grundstücken weiter-
zuleiten. Die Raumplanungsinstrumente können zur Übermittlung 
der Information beitragen.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Das in diesem Bereich angewandte Vorsorgeprinzip konzentriert 
sich auf Aktionen, die zu unternehmen sind, um zu verhindern, 
dass in heutigen Deponien und Industrieflächen Altlasten für 
morgen entstehen. Besondere Aufmerksamkeit ist den Techniken 
zur Herstellung und Lagerung gefährlicher Produkte sowie der 
Abfallbeseitigung zu widmen.

Eine Priorität kann jenen Standorten gegeben werden, die wichtige 
oder sensible Güter gefährden. Unter diesem Ausdruck darf 
man allerdings nicht allein in der Bauzone befindliche Güter 
verstehen. Die Sanierung eines in Nähe eines Wasserschutzgebiets 
gelegenen Standorts kann ebenso wichtig sein wie jene eines 
in der Bauzone gelegenen Gebietes. Die Möglichkeiten, das 
ausserhalb der Bauzone gelegene Land nach der Sanierung 
wirtschaftlich zu nutzen , sind allerdings weniger gross.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Der Kanton hat die Gelegenheit zu nutzen, bei Gesuchen um 
Ausscheidung von Bauzonen oder bei Baugesuchen die notwen-
digen Untersuchungen zur Erstellung des Altlastenverzeichnises oder 
die Durchführung eventueller Sanierungsmassnahmen zu fordern. 
Alle vorgeschlagenen Grundsätze hinsichtlich der Unterordnungen 
gehen in diese Richtung.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Es steht im Widerspruch zu den Raumplanungszielen, hervorra-
gend gelegene Industrieflächen aufzugeben, weil sie zuerst 
saniert werden müssen. Langfristig sähe sich die öffentliche 
Hand gezwungen, diese Standorte aufgrund des mangelnden 
Interesses von Seiten möglicher Investoren und aufgrund des 
verfügbaren Angebots an unbelasteten Bauzonen auf eigene 
Kosten zu sanieren.

Die Raumplanung hat also mit den ihr zur Verfügung stehenden 
Instrumenten nach Lösungen zu suchen, die sicherstellen, dass 
Standorte innerhalb der Siedlung, hauptsächlich Industriebrachen, 
saniert werden können (Ausnützungsübertrag, Bau in mehreren 
Etappen usw.).

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Die geforderten Einträge in die Ortsplanung bezwecken, die 
Eigentümer oder mögliche Investoren über den Kenntnisstand in 
Sachen belastete Standorte oder Altlasten zu informieren.


